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Ja, hinter diesen Gedenksteinen verbirgt sich das Geschick von unzähligen Menschen. Sie
rütteln unser Gedächtnis auf, sie rütteln unser Herz auf. Nicht zum Hass wollen sie uns brin-
gen: Sie zeigen uns, wie furchtbar das Werk des Hasses ist. Sie wollen uns zur Einsicht brin-
gen, die das Böse als Böses erkennt und verneint; sie wollen den Mut zum Guten, zum Wider-
stand gegen das Böse in uns wecken. Sie wollen uns zu jener Gesinnung bringen, die sich in
den Worten ausdrückt, die Sophokles der Antigone angesichts des Grauens um sie herum in
den Mund gelegt hat: „Nicht mitzuhassen, mitzulieben bin ich da.“

Gottlob wachsen im Umkreis dieser Stätte des Grauens mit der Reinigung des Gedächtnis-
ses, zu der sie uns drängt, vielfältige Initiativen, die dem Bösen eine Grenze setzen, dem
Guten Kraft geben wollen. Eben durfte ich das Zentrum für Dialog und Gebet segnen. Ganz
nah dabei vollzieht sich das verborgene Leben der Karmelitinnen, die sich besonders dem
Geheimnis des Kreuzes Christi verbunden wissen und uns an den Glauben der Christen erin-
nern, dass Gott selbst in die Hölle der Leiden abgestiegen ist und mit uns leidet. In OÑwiecim
besteht das Zentrum des heiligen Maximilian und das Internationale Zentrum für die Erzie-
hung über Auschwitz und den Holocaust. Es gibt das Internationale Haus für Jugendbegeg-
nungen. Bei einem der alten Gebetshäuser besteht das Jüdische Zentrum. Schließlich ist die
Akademie für die Menschenrechte im Aufbau begriffen. So dürfen wir hoffen, dass aus dem
Ort des Grauens Besinnung wächst und dass das Erinnern hilft, dem Bösen zu widerstehen
und der Liebe zum Sieg zu verhelfen.

Die Menschheit hat in Auschwitz-Birkenau eine „finstere Schlucht“ durchschritten. So
möchte ich gerade an dieser Stelle mit einem Gebet des Vertrauens schließen – einem Psalm
Israels, der zugleich ein Gebet der Christenheit ist: „Der Herr ist mein Hirte, nichts wird mir
fehlen. Er lässt mich lagern auf grünen Auen und führt mich zum Ruheplatz am Wasser. Er
stillt mein Verlangen; er leitet mich auf rechten Pfaden, treu seinem Namen. Muss ich auch
wandern in finsterer Schlucht, ich fürchte kein Unheil; denn du bist bei mir, dein Stock und
dein Stab geben mir Zuversicht […]. Im Haus des Herrn darf ich wohnen für lange Zeit“ (Ps
23,1-4.6).

Für einen palästinensischen Staat in den 
Grenzen von 1967
Das „Nationale Versöhnungsdokument“ palästinensischer Gefangener 
vom 11. Mai 2006 (Auszüge)

Nach den gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Hamas und Fatah fand am 25. Mai d.J. in Ramallah
eine Konferenz statt, an der Führungskräfte der rivalisierenden Gruppen teilnahmen. In der Eröffnungsrede
rief Präsident Mahmud Abbas dazu auf, den blutigen Machtkampf zu beenden.Ansonsten werde er ein Refe-
rendum über die endgültigen Grenzen des künftigen palästinensischen Staates abhalten.
Mit seinem Vorstoß bezog sich Abbas auf das am 11. Mai 2006 von palästinensischen Gefangenen verschie-
dener Organisationen gemeinsam verabschiedete „Nationale Versöhnungsdokument“, das Marwan Barguti,
Generalsekretär der Fatah, Abdel Khaliq al-Natsche, ein ranghoher Hamas-Führer, Mustafa Badarna, Palästi-
nensische Befreiungsfront (PLF),Abd al-Rahim Malluh, stellvertretender Generalsekretär der Demokratischen
Front für die Befreiung Palästinas (DFLP), und Bassam al-Sadi, Islamischer Dschihad, unterzeichneten.
Bereits zuvor hatte Abbas dieses „historische Dokument“ als Ausweg aus der gegenwärtigen Krise bezeich-
net. Falls die Hamas es weiterhin nicht anerkenne, werde er einen Volksentscheid darüber anstrengen. In sei-
ner Rede sagte Abbas: „Von der Hamas bis zur Kommunistischen Partei besteht ein allgemeiner nationaler
Konsens darüber, dass wir einen palästinensischen Staat in den Grenzen von 1967 wollen. [...] Das ist es, was
wir im Augenblick erreichen können und das ist es, was uns gerade angeboten wird. Wir sprechen also nicht
über unerreichbare Träume. [...] Wir wollen einen unabhängigen, zusammenhängenden Staat, in dem wir le-
ben können. Wir wollen die Besatzung beenden, so wie es in Bushs Roadmap festgelegt wurde. [...] Und
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wenn wir von 1967 sprechen, meinen wir ein Gebiet ohne Siedlungen. Ich bin gegen jeden Stein, der seit
1967 auf unser Land gesetzt wurde.“ Wir dokumentieren die zentralen Inhalte der Erklärung. – D. Red.

1. Basierend auf den historischen Rechten unseres Volkes auf das Land unserer Väter,
basierend auf der UN-Charta und auf verschiedenen UN-Resolutionen sowie anderen inter-
nationalen Gesetzen streben die in der Heimat und in der Diaspora lebenden Palästinenser
danach, ihr Land zu befreien, ihre Rechte auf Freiheit, Rückkehr, Unabhängigkeit und
Selbstbestimmung durchzusetzen – einschließlich ihres Rechts auf einen unabhängigen
Staat mit Jerusalem als Hauptstadt auf dem Gebiet von 1967 – sowie das Rückkehrrecht für
alle Flüchtlinge zu sichern und alle Gefangenen zu befreien.

2. [...] Es ist notwendig, die Umsetzung des Abkommens von Kairo vom März 2005 zur För-
derung und Stärkung der PLO sowie zur Integration der Hamas und des Islamischen Dschi-
had in die PLO zu beschleunigen [...]. Das nationale Interesse erfordert es, dass noch in die-
sem Jahr ein neuer Nationalrat gegründet wird, der alle politischen Kräfte repräsentiert. [...]
Die PLO sollte als breite Front begriffen werden, als eine umfassende nationale Koalition, als
ein vereinter nationaler Rahmen für alle Palästinenser in der Heimat und in Übersee und als
oberste politische Autorität.

3. Das palästinensische Volk hat das Recht, Widerstand zu leisten und an der Option eines
auf verschiedenen Wegen erfolgenden Widerstands festzuhalten. Dieser sollte sich auf die
1967 besetzten Gebiete konzentrieren und sowohl mit politischen und diplomatischen Akti-
vitäten und Verhandlungen einhergehen als auch mit der Fortsetzung des Widerstands der
Volksmassen gegen die Besatzung. Der Verbreiterung des Widerstands um Gruppen und
Einzelpersonen ist besondere Aufmerksamkeit beizumessen.

4. Ein palästinensisches Programm für eine gemeinsame Politik muss formuliert werden,
mit einer gemeinsamen palästinensischen Botschaft, basierend auf dem nationalen palästi-
nensischen Konsens, arabischer Legitimität und den UN-Resolutionen [...].

5. Die PA muss als Keimzelle des zukünftigen Staates verteidigt und gestärkt werden [...].
Das höchste nationale Interesse verlangt, dass die vorläufige Verfassung der PA und ihre
Gesetze respektiert werden. Die Verantwortlichkeit und die Autorität des Präsidenten [...]
muss ebenso respektiert werden, wie die Verantwortlichkeit und Autorität der Regierung.
[...] Es sollte eine umfassende Reform der PA-Institutionen geben, insbesondere im Justiz-
wesen [...].

6. Auf der Basis dieses Dokuments sollte eine Regierung der nationalen Einheit konstitu-
iert werden, um die Mitarbeit aller Parteien im Parlament zu gewährleisten, insbesondere 
der Bewegungen von Fatah und Hamas, aber auch aller anderen interessierten politischen
Parteien. [...] 

7. Das Führen von Verhandlungen – basierend auf der Verpflichtung gegenüber den na-
tionalen Zielen und ihrer Verwirklichung – ist Vorrecht der PLO und des palästinensischen
Präsidenten. Jede Vereinbarung über kritische Fragen sollte, wenn möglich, durch den neu-
en palästinensischen Nationalrat oder durch eine Volksabstimmung ratifiziert werden.

8. Auf allen Wegen für die Befreiung der Gefangenen zu sorgen, ist eine heilige nationale
Pflicht [...].

9. Unsere Bemühungen zur Unterstützung und zum Schutz der Flüchtlinge sowie zur Ver-
teidigung ihrer Rechte müssen verdoppelt werden. Es ist notwendig, eine Konferenz mit Ver-
tretern der Flüchtlinge zu organisieren, in deren Rahmen das verpflichtende Recht auf Rück-
kehr hervorgehoben und die internationale Gemeinschaft aufgerufen wird, die UN-Resolu-
tion 194 umzusetzen, die das Recht der Palästinenser auf Rückkehr sowie das Recht auf Ent-
schädigung festlegt. 

10. Es ist erforderlich, eine vereinigte Widerstandsfront mit dem Namen „Palästinensische
Widerstandsfront“ zu etablieren, die den Widerstand führt, vereint und koordiniert und seine
vereinigte politische Führung darstellt.

11. Das demokratische System muss erhalten bleiben [...] – mit freien, demokratischen und
gesetzmäßig abgehaltenen Wahlen. Ebenso muss das Prinzip des friedlichen Machtwechsels
erhalten bleiben [...], sowie die Anerkennung freier Wahlen und ihrer Ergebnisse und die
Herrschaft des Rechts, die Pressefreiheit und andere Freiheiten, gleiche Rechte und Pflichten



892 Dokumente zum Zeitgeschehen

Blätter für deutsche und internationale Politik  7/2006

für alle Bürger, ohne Diskriminierung. Die Errungenschaften von Frauen sollten geschützt,
gefördert und weiter gestärkt werden.

12. Gegen die unser Volk unterdrückende Belagerung durch Israel und Amerika muss
Widerstand geleistet, und sie muss verurteilt werden. Die Führer und die Völker der arabi-
schen Länder sind aufgerufen, das palästinensische Volk, die PLO und die PA zu unterstüt-
zen. Sie sollten die im Rahmen arabischer Gipfeltreffen zur Unterstützung des palästinensi-
schen Volkes getroffenen politischen, finanziellen, ökonomischen und öffentlichkeitswirk-
samen Entscheidungen umsetzen [...].

13. Das palästinensische Volk soll dazu aufgerufen werden, sich zu vereinen und die Kräf-
te zu bündeln und sowohl PLO, PA, den Präsidenten als auch die Regierung zu unterstützen.
Die feste Haltung und der Widerstand gegen die Aggression und die Besatzung sollten ge-
stärkt, der Einmischung in innerpalästinensische Angelegenheiten sollte entgegen getreten
werden.

14. Jede Spaltung und alles, was zum Bürgerkrieg führen könnte, muss ausgeschaltet wer-
den. Jeder Gebrauch von Waffen zur Lösung innerer Konflikte muss verurteilt werden [...].

15. Unser nationales Interesse verpflichtet uns dazu, die bestmöglichen Mittel und Wege
zu finden, um die Öffentlichkeit und die politischen Kräfte aus dem gerade befreiten Gaza-
streifen in den Kampf um Freiheit, Rückkehr, Unabhängigkeit und Befreiung der Westbank
und Jerusalems einzubinden. [...]

16. Der palästinensische Sicherheitsapparat und all seine Abteilungen müssen reformiert
und modernisiert werden, um ihre Fähigkeit zur Erfüllung all ihrer Aufgaben zu verbessern:
die Verteidigung der Heimat und ihrer Bevölkerung, um der israelischen Aggression und Be-
satzung zu begegnen, Sicherheit, Recht und öffentliche Ordnung zu gewährleisten und das
durch bewaffnete Gruppen und Paraden entstandene Chaos auf den Straßen zu beenden.
[...] 

17. Das Parlament ist aufgefordert, Gesetze zu verabschieden, die die Aktivitäten der mili-
tärischen Gruppen regulieren, um zu verhindern, dass diese Einfluss auf die Parteipolitik
ausüben. [...] 

18. Wir sollten darauf hinarbeiten, dass die Aktivitäten und die Präsenz internationaler So-
lidaritätsgruppen und der Friedensbewegung verstärkt werden, um unsere Bevölkerung in
ihrer entschlossenen Haltung und ihrem gerechten Kampf gegen die Besatzung, die Siedlun-
gen und den rassistischen Trennungszaun [...] zu unterstützen und um den Entscheid des
Internationalen Gerichtshofes von Den Haag über den Abbau des Zauns und die Illegitimität
der Siedlungen umzusetzen. 
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